Geſetz-Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


7) ĩͤ ( 


Nr, 23. 


(Nr. 7352.) Subhaſtations⸗Ordnung. Vom 15. März 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen de. 


on. : $. I. 
Der Subhaftation unterliegen: 
1) Grundſtücke; i 
2) ſolche Schiffsmühlen und ſelbſtſtändige Gerechtigkeiten, welche die Eigen⸗ 
ſchaft unbeweglicher Sachen haben; 
3) verliehene Bergwerke und unbewegliche Bergwerksantheile ; 
4) Seeſchiffe und andere zur Frachtſchiffahrt beſtimmte Schiffsgefäße. 
8 
„Die Subhaſtation gehört vor das Gericht erſter Inſtanz, in deſſen Be⸗ 
ite die Sache belegen iſt, die Gerechtigkeit ausgeübt wird, oder das Schiff zu 
er Zeit ſich befindet, zu welcher die Subhaſtation eingeleitet werden ſoll. 
Inſoweit bisher beſondere Kollegien oder Gerichtsabtheilungen für die 
Subhaſtation von Schiffen zuſtändig waren, treten dieſelben, jedoch nach Maaß⸗ 
gabe der Vorſchrift des erſten Abſatzes, auch ferner an die Stelle des Gerichts 
erſter Inſtanz. f 


Erſtreckt ſich der Gegenſtand der Subhaſtation in mehrere Gerichts bezirke, 
oder entſteht in Folge eines Streites über die Bezirksgrenzen Ungewißheit über 
die Zuſtändigkeit, fo ift eines der betheiligten Gerichte zum Subhaſtationsgerichte 
zu beſtellen. Auf den Antrag eines Intereſſenten kann dies geſchehen, wenn 
mehrere in dem Bezirke verſchiedener Gerichte belegene Grundſtücke deſſelben 
Eigenthümers ſubhaſtirt werden ſollen. Die Beſtimmung des Gerichts ſteht dem 
Jahrgang 1869. (Nr. 73520 56 Ap⸗ 


* Ausgegeben zu Berlin den 19. März 1869. 


at 
Appellationsgerichte zu, wenn die betreffenden Gerichte zu deſſen Bezirke, dem 


Obertribunale, wenn dieſelben zu verſchiedenen Appellationsgerichts⸗Bezirken gehören. 


§. 4. 

Soweit das gegenwärtige Geſetz nicht für einzelne Akte etwas Anderes 
beſtimmt, ſteht die ſelbſtſtändige Durchführung des Subhaſtationsverfahrens 
ſtändigen Gerichtskommiſſarien zu. Die Einzelrichter haben dieſe Stellung für 
ihren Geſchäftskreis. 

u allen Verhandlungen mit den Parteien, bei denen die Mitwirkung des 
Richters erforderlich iſt, muß auch ein Protokollführer zugezogen werden. 


Erſter Abſchnitt. 
Subhaſtation im Wege der Zwangsvollſtreckung. 


J. Grundſtücke. 
1. Verfahren bis zur Vertheilung der Kaufgelder. 


§. 5. 

Der Antrag auf Subhaſtation iſt in denjenigen Fällen, in welchen dieſelbe 
ohne vorhergegangenes prozeſſualiſches Verfahren bei dem zuſtändigen Gerichte 
beantragt werden darf, bei dem Subhaſtationsrichter, in allen anderen Fällen bei 
dem Prozeßrichter einzureichen. f 

Iſt die Forderung, Behufs deren Beitreibung die Subhaſtation beantragt 
wird, vollſtreckbar, ſo giebt der Prozeßrichter den Antrag mit diesfälliger Be⸗ 
ſcheinigung an den Subhaſtationsrichter ab. Er theilt demſelben zugleich mit, 
was aus den Prozeßakten über den letzten Wohnort des Schuldners erhellt. 


en 
Dem Antrage auf Subhaſtation find beizufügen: : 


1) ein das Grundſtück betreffender neuefter Auszug aus der Grundſteuer⸗ 


Mutterrolle und Gebäudeſteuerrolle; 

2) wenn das Grundſtück und das Eigenthum des Schuldners im Hypotheken⸗ 
buche eingetragen ſind, die Beſcheinigung der Hypothekenbehörde hier⸗ 

uber 

3) wenn das Grundſtück, aber nicht das Eigenthum des Schuldners ein⸗ 
getragen iſt, die Beſcheinigung der Hypothekenbehörde über die Eintragung 
des Grundſtücks und öffentliche Urkunden, welche glaubhaft machen, daß 
der Schuldner das Grundſtück als Eigenthümer befige; 

4) wenn das Grundſtück im Hypothekenbuche nicht eingetragen iſt, die dies⸗ 
fällige Beſcheinigung der Hypothekenbehörde und die unter 3. bezeichneten 
Urkunden über den Eigenthumsbeſitz des Schuldners. f 

Iſt das Grundſtück für die Forderung, Behufs deren Beitreibung die 


Subhaſtation beantragt wird, verhaftet, ſo genügt es, wenn in der unter 2. 1 2 ; 
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= 03. 
und 4. vorgeſchriebenen Weiſe beſcheinigt wird, daß die hier gedachten Voraus⸗ 
ſetzungen vorhanden waren, als die Forderung rechtshängig wurde. 
Befindet ſich der Subhaſtationsrichter mit der zuſtändigen Hypotheken⸗ 
behörde an demſelben Orte, ſo vertritt eine Bezugnahme auf deren Bücher und 
Akten die zu 2. 3. und 4. gedachten Beſcheinigungen derſelben. 


§. 7. i 
Dieſelben Vorſchriften ($$. 5. und 6.) gelten, wenn ein Gläubiger einer 
bereits eingeleiteten Subhaſtation beitreten will j die Beilagen des Antrages 
können jedoch durch eine Bezugnahme auf die Subhaſtations⸗Akten erſetzt werden. 


§. 8. 

Wenn der Subhaſtationsrichter den Antrag für begründet erachtet, ſo 
ſpricht er die Einleitung der Subhaſtation oder den Beitritt des Gläubigers zu 
derſelben in beſonderer Verfügung aus und ſetzt den Schuldner davon in 
Kenntniß. 

Der beigetretene Gläubiger hat dieſelben Rechte, welche dem Gläubiger 
zuſtehen, auf deſſen Antrag die Subhaſtation eingeleitet iſt, unbeſchadet der Vor⸗ 
ſchrift der §§. 60. 61. 

§. 9. 


Die Einleitung der Subhaſtation bewirkt zu Gunſten der Gläubiger, welche 
dieſelbe beantragt haben, oder ihr beigetreten ſind, ſowie der zur Zeit der Ein⸗ 
leitung vorhandenen Realgläubiger eine Beſchlagnahme des Grundſtücks und 
macht daffelbe in Bezug auf dieſe Perſonen zu einer ſtreitigen (litigioſen) Sache. 

§. 10. 

Bei Erlaß der Einleitungsverfügung erſucht der Subhaſtationsrichter die 
zuſtändige Hypothekenbehörde, den Vermerk „daß die nothwendige Subhaſtation 
eingeleitet ſei, in das Hypothekenbuch einzutragen und einen Hypothekenſchein zu 
den Subhaſtations⸗Akten mitzutheilen. 

Die Hypothekenbehörde hat den Vermerk einzutragen, ſofern nicht aus 
dem Hypothekenbuche ſich Anſtände ergeben. 

En das Hypothekenbuch noch nicht regulirt, ſo erſucht der Subhaſtations⸗ 
richter die Hypothekenbehörde um Mittheilung eines Verzeichniſſes der zu den 
Grundakten angemeldeten Realrechte. f 

Bei Ueberſendung der verlangten Urkunden hat die Hypothekenbehörde dem 
Subhaſtationsrichter von den Seitens eingetragener oder angemeldeter Intereſſenten 
zu den Grundakten angezeigten Wohnorksveränderungen und zur Empfangnahme 
von Zuſtellungen beſtellten Vertretern Nachricht zu geben. 


§. 115 
Wenn ſich aus den Mittheilungen der Hypothekenbehörde ein Umſtand 
ergiebt, welcher, wenn er früher bekannt geweſen wäre, die Einleitung der Sub⸗ 
haſtation verhindert haben würde, ſo hat der Subhaſtationsrichter entweder das 
Verfahren ſofort aufzuheben, oder dem Gläubiger aufzugeben, innerhalb einer 
nach Ermeſſen zu beſtimmenden Friſt darzuthun, 868 5 Hinderniß beſeitigt fei, 
(Nr. 7352.) i wi⸗ 


mibigenfalle die eingeleitete Subhaſtation aufgehoben würde. Erfolgt der Nace 
weis nicht innerhalb der Friſt, fo verfügt der Richter die Aufhebung des Ver⸗ 
fahrens, i i 12 | 


Liegt ein ſolcher Anstand (§. 11.) nicht vor, fo Beftimmt der Richter den 
Verſteigerungstermin mittelſt Subhaſtationspatents. | 


8 13 
Das Subhaſtationspatent muß enthalten: i 
1) die Angabe, daß die Verſteigerung im Wege der nothwendigen Sub⸗ 
haſtation geſchehe; . 
2) eine Bezeichnung des zum Verkauf beſtimmten Grundſtücks, welche ge⸗ 
nügt, daſſelbe von anderen zu unterſcheiden; 
3) das Geſammtmaaß der der Grundſteuer unterliegenden Flächen 
4) den Reinertrag und Nutzungswerth, nach welchem das Grundſtück zur 
Grund- und Gebäudeſteuer veranlagt worden ift; ! 
5) die Anzeige, wo Auszug aus der Steuerrolle, Hypothekenſchein, etwaige 
Abſchätzungen und andere das Grundſtück betreffende Nachweiſungen, 
deren Einreichung jedem Subhaſtations⸗Intereſſenten geſtattet iſt im⸗ 
gleichen beſondere Kaufbedingungen (F. 20.) eingeſehen werden können; 
6) Zeit und Ort der Verſteigerung, ſowie des Termins „in welchem das 
Alrtheil über die Ertheilung des Zuſchlags verkündet werden ſoll 
7) die Aufforderung an alle diejenigen, welche Eigenthum oder anderweite, 
zur Wirkſamkeit gegen Dritte der Eintragung in das Hypothekenbuch 
bedürfende, aber nicht eingetragene Realrechte geltend zu machen haben, 
dieſelben zur Vermeidung der Präkluſton ſpäteſtens im Verſteigerungs⸗ 
termine anzumelden. s 
. 14, 


Als Subhaſtations⸗Intereſſenten gelten: der Gläubiger, welcher die Ein⸗ 
leitung der Subhaſtation beantragt hat oder derſelben beigetreten iſt, der Schuld- 
ner und, Falls deſſen Eigenthum nicht eingetragen iſt, auch der eingetragene 
Eigenthümer, die aus dem Hypothekenſcheine, 9 50 bei nicht regulirtem Hypo⸗ 
thekenbuche, aus dem Verzeichniſſe (§. 10.) erſichtlichen Realberechtigten, ſowie 
diejenigen, welche zu den Subhaſtations⸗Akten ein din liches Recht mit dem An⸗ 
a e, fie bei der Subhaſtation zuzuziehen, angemeldet und glaubhaft gemacht 

aben. | 
928, 


Der Verſteigerungstermin iſt nach dem Ermeſſen des Richters auf ſechs 
Wochen bis drei Monate, unter Umſtänden ausnahmsweiſe auf längſtens ſechs 
Mongte hinauszurücken (§. 39. Nuo i 5 
see Ny ae . : j §. 16, 5 
Das Subhaſtationspatent iſt bekannt zu machen: 
1) durch Aushang an der Geridhtsftelle; 


a 
2) durch Einrückung in den Anzeiger des Regierungs⸗Amtsblattes oder — 
bei Gegenſtänden geringeren Werthes — nach dem Ermeſſen des Rich⸗ 
ters durch Aushang an der zur öffentlichen Bekanntmachung beſtimmten 
Stelle in derjenigen Ortsgemeinde, in welcher das Grundſtück belegen iſt. 
Wie oft und in welchen Zwiſchenräumen die Einrückung in den Anzeiger 
des 1 ge es zu erfolgen habe, hängt von der Beſtimmung des 
Richters ab. f 
„Ebenſo hat derſelbe von Amtswegen oder auf Antrag eines Intereſſenten 
nach ſeinem Ermeſſen über andere Arten der Bekanntmachung und ihre Aus⸗ 
führung zu beſtimmen. a 

Jeder Intereſſent iſt befugt, eine ſolche anderweitige Bekanntmachung auf 

ſeine Koſten zu bewirken. 
§. 17. 

Der Verſteigerungstermin kann nach dem Ermeſſen des Richters fowohl 
an der Gerichtsſtelle, als an einem anderen Orte ſeines Bezirkes anberaumt 
werden. 

5 §. 18. 


Zu dem Verſteigerungstermine ſind mittelſt Zuſtellung einer Abſchrift des 

Subhaſtationspatents die Intereſſenten (F. 14.) zu laden. e 
Auch der Prozeßrichter erhält Nachricht von dem Verſteigerungstermine. 

$. 19. 

In Bezug auf alle Zuftellungen an die Subhaſtations⸗Intereſſenten ($. 14.), 
Erſteher und Bieter gelten für das ganze Verfahren folgende Beſtimmungen: 
1) Die Zuſtellung iſt nicht erforderlich, wenn weder aus dem Hypotheken⸗ 
ſcheine und den ſonſtigen Mittheilungen der Hypothekenbehoͤrde, noch 
aus einer zu den Subhaſtations⸗Akten gemachten Anzeige der Wohnort 

des Betheiligten oder ſeines Vertreters zu erſehen iſt. 

2) Erhellt aus der Mittheilung der Hypothekenbehörde, daß der Betheiligte 
bei den Grundakten einen Vertreter (F. 10.) beſtellt hat, ſo kann die 
Zuſtellung an dieſen auch dann erfolgen, wenn der Wohnort des Be⸗ 
theiligten bekannt iſt. 

3) Fehlt dem Betheiligten die Fähigkeit, ſelbſtſtändig vor Gericht aufzutreten, 
jo genügt, Falls fein Vertreter oder deffen Wohnort zu den Subhaſtations⸗ 
Akten nicht bekannt geworden ift, die Zuſtellung an die vormundſchaftliche 
Behörde. Iſt dieſe bei den Subhaſtations⸗Akten nicht bekannt, ſo bedarf 
es keiner Zuftellung. Stellt fic der Mangel der Fähigkeit erſt im 
0 des Verfahrens heraus, ſo bleiben vorher erfolgte Zuſtellungen 
gültig. a 

4) Geſchieht die Zuſtellung an die Betheiligten durch die Poſt, fo genügt 
die Aufgabe zur Poſt. Dieſelbe wird durch eine Beſcheinigung des mit 
der „ derartiger Zustellungen zur Poſt beauftragten Beamten 
erwieſen. 


5) Stellt ſich bei der Zuſtellung heraus, daß der Betheiligte an dem Orte, 


Gr. 78529 wel⸗ 
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welcher ſich aus den Subhaſtations⸗Akten als ſein letzter Wohnort ergiebt, 
ue wohnt, oder daß er geftorben ift, fo bedarf es keiner ferneren Zu⸗ 
ſtellung. 

6) Im Uebrigen gelten die allgemeinen Vorſchriften über gerichtliche Zu⸗ 
ſtellungen. 8. 20 


Eine Abänderung der aus dem Geſetze hervorgehenden Verkaufsbedingungen 
ift nur zuläſſig im Fall der Zuſtimmung aller Intereſſenten ($. 14.), deren Rechte 
durch die Abänderung berührt werden. 

Die Betheiligten ſind berechtigt, ſchon vor dem Verſteigerungstermine 
beſondere Verkaufs bedingungen zu beſchließen. Die Erörterung ſolcher darf auch 
von Amtswegen herbeigeführt werden. 


§. 21. 


Im Verſteigerungstermine wird der Beginn des Verſteigerungsgeſchäfts 
mittelſt Aufrufs bekannt gemacht. Alsdann werden der Auszug aus der Steuer⸗ 
rolle und der Hypothekenſchein zur Einſicht aufgelegt, angemeldete Anſprüche und 
beſondere Realverhältniſſe bekannt gemacht, endlich über andere, als geſetzliche 
Verkaufsbedingungen verhandelt und die feſtgeſtellten verleſen. Hierauf wird zur 
Abgabe von Geboten aufgefordert. f ' 
$. 22. 

Kein Bieter darf zugelaffen und kein Gebot berückſichtigt werden, wenn 
ein Intereſſent, deſſen Recht durch den Zuſchlag berührt wird, dagegen Wider⸗ 
ſpruch erhebt, es ſei denn, daß der Bieter durch Niederlegung des vierfachen 
Grundſteuer⸗Reinertrages und zweieinhalbfachen Gebäudeſteuer⸗Nutzungswerths 
(F. 13. Nr. 4.) für das Gebot Sicherheit leiſtet. 

Der Zulaſſung des Fiskus und der gegenwärtig beſtehenden landſchaft⸗ 
lichen Kreditinſtitute darf nicht widerſprochen werden. 8 


§. 23. 


Die Sicherheit muß geleiſtet werden in baarem Gelde oder inländiſchen 
öffentlichen, nicht außer Kurs geſetzten Papieren, welche mit den laufenden Zins⸗ 
ſcheinen und Talons einzureichen und nach dem Börſenkurs zu berechnen ſind. 

Ein Gläubiger, deſſen Kapitalsforderung innerhalb des Zwanzigfachen des 
Grundſteuer⸗Reinertrages und des Zwölfeinhalbfachen des Gebäudeſteuer⸗Nutzungs⸗ 
werthes (F. 13. Nr. 4.) des zur Subhaſtation ſtehenden Grundſtücks auf dem⸗ 
ſelben eingetragen iſt, kann jedoch für ſein Gebot auch Sicherheit mit dieſer 
Forderung unter gleichzeitiger Niederlegung der über dieſelbe ſprechenden, ſein 

uneingeſchränktes Gläubigerrecht ergebenden Hypotheken⸗Urkunde beſtellen. 
§. 24. 

fol Der Widerſpruch ($. 22.) muß ſpäteſtens fofort nach Abgabe des Gebots 

erfolgen. IR 

Der Umſtand, daß frühere Gebote eines Bieters ohne Widerſpruch zur 
gelaſſen worden, ſchließt den Widerſpruch nach Abgabe eines weiteren Gebots 
deſſelben Bieters nicht aus. a 8 

H. 25 


§. 25. 

Die Verſteigerung darf nicht vor Ablauf einer Stunde feit der Auffor- 
derung zur Abgabe von Geboten (§. 21.) und, Falls mehrere Bieter aufgetreten 
ſind, nicht eher geſchloſſen werden, als bis ſich ein Meiſtbietender ergeben hat. 
Vor dem Schluſſe der Verſteigerung hat der Richter das letzte Gebot vernehm⸗ 
lich bekannt zu machen. 6 

§. 26. 


Nach Ermittelung des Meiftbietenden find die Intereſſenten, ſoweit fie im 
110 anweſend ſind, zur Erklärung über die Ertheilung des Zuſchlags auf⸗ 
ufordern. 
| Ein Widerſpruch gegen dieſelbe, welcher berückſichtigt werden ſoll, muß im 
Termine ſelbſt erhoben werden. Auf Erklärungen, welche erſt nach Abſchluß des 
Verſteigerungsprotokolls eingehen, imgleichen auf Vorbehalte und unbeſtimmte 
Erklärungen wird keine Rückſicht genommen. 5 


§. 27. 


Beantragt ein Intereſſent ($. 14.), deſſen Rechte durch den Zuſchlag berührt 
werden, die Anſetzung eines neuen Verſteigerungstermins, ſo iſt dem Antrage 
ſtattzugeben, wenn der Intereſſent ſich verpflichtet, für das Meiſtgebot, ſowie für 
allen aus der Verzögerung des Zuſchlags entſtehenden Nachtheil und die Koſten 
qu haften, auch für den zehnten Theil des Meiſtgebots nach den Beſtimmungen 

es §. 23. Abſatz I. Sicherheit leiſtet. | 

Dieſe Vorſchriften gelten auch in Bezug auf die als eingetragene Glau- 
biger bei der Subhaſtation betheiligten Kreditſyſteme. — Die Befugniß derſelben, 


unter anderen Vorausſetzungen der Extheilung des Zuſchlags zu widerſprechen, 


tritt außer Kraft. 
Von der Sicherheitsleiſtung ſind der Fiskus und die gegenwärtig beſtehenden 
landſchaftlichen Kreditinſtitute befreit. : : 


§. 28. 

Wenn ſämmtliche Intereſſenten, deren Rechte durch den Zuſchlag berührt 
werden, im Verſteigerungstermine anweſend ſind, der Ertheilung des Zuschlags 
widerſprechen und die Anſetzung eines neuen Termins beantragen, ſo iſt dieſem 
Antrage ſtattzugeben. 

F. 29. 

In beiden Fällen hat der Subhaſtationsrichter ſofort einen neuen Ver⸗ 
ſteigerungstermin anzuberaumen. Sobald dies geſchehen, wird der Meiſtbietende 
von ſeiner Verpflichtung frei. 

$. 30. 

Der neue Verſteigerungstermin iſt nach richterlichem Ermeſſen auf drei 
bis ſechs Wochen hinauszuſetzen. Im Uebrigen kommen die $$. 16. bis 26. zur 
e Auch der bisherige Meiſtbietende wird nach Maaßgabe des F. 18. 
geladen. 

Ein nicht auf geſetzliche Hinderniſſe ($. 39.) gegen Crtheilung des Zuſchlags 
(Nr. 7352) ge⸗ 


=e ae 


geſtützter Widerſpruch gegen denſelben darf im ſpäteren Verſteigerungstermine 
nicht berückſichtigt werden. 9 5 i ER 
. 8 


Der erſte Abſatz des §. 30. findet auch Anwendung, wenn das Verſteige⸗ 
rungsverfahren fortgeſetzt werden muß, weil in dem früheren Verſteigerungstermine 
ein Meiſtgebot nicht erzielt worden iſt. 

Lag der Grund hiervon in einem Mangel an Bietern, ſo muß der Gläu⸗ 
biger, welcher die Subhaſtation beantragt hat oder derſelben beigetreten iſt, den 
Antrag auf Anberaumung eines neuen Verſteigerungstermins binnen drei Monaten 
ſtellen, widrigenfalls der Subhaſtationsantrag beziehungsweiſe die Beitrittserklä⸗ 
rung für zurückgenommen erachtet werden. 

: $. 32. 

Die Gläubiger, auf deren Antrag die Subhaftation betrieben wird, kön⸗ 
nen bis zum Schluſſe des Verſteigerungsprotokolls ($. 38.) den Antrag zurück⸗ 
nehmen. i 

Wenn der Schuldner bis zu dieſem Zeitpunkte die Summe der Schuld, 
welche durch die Subhaſtation beigetrieben werden ſoll, nebſt Zinſen und Koſten, 
auf ſeine Gefahr und Koſten, gerichtlich niederlegt und für die Koſten des Sub⸗ 
haſtationsverfahrens durch baare Depoſition einer vom Richter zu beſtimmenden 
Summe Sicherheit leiſtet, ſo muß das Verfahren eingeſtellt werden. ; 


$. 34. 
a Bis zum Schluß des Verſteigerungsprotokolls iſt der Widerſpruch des 
Schuldners und eines Dritten in Gemäßheit der nachfolgenden Vorſchriften 
($$. 35. und 36.) zu berückſichtigen. 
$. 35. % 
Widerſpricht der Schuldner der Fortſetzung der Subhaſtation oder dem 
Zuſchlage mit der Behauptung, daß er den Gläubiger, welcher die Subhaſtation 
beantragt hat, befriedigt habe, oder daß das Urtheil, auf welchem der Antrag 
beruht, nicht vollſtreckbar fei, fo hat der Prozeßrichter, ſofern die Vollſtreckbarkeit 
der Forderung ſeiner Prüfung unterliegt, nach den für die Aufhebung oder 
Siſtirung der Vollſtreckung gegebenen Vorſchriften zu entſcheiden. N 
= Wird jedoch der Widerſpruch erſt innerhalb vier Wochen vor dem Ver⸗ 
ſteigerungstermine bei ihm angebracht, ſo darf derſelbe nur dann Berückſichtigung 
finden, wenn er auf öffentliche Urkunden oder ſolche Privaturkunden gegründet 


wird, zu deren Anerkennung oder Diffitirung der Gläubiger verpflichtet iſt. 


Wenn der Subhaſtationsrichter von dem Prozeßrichter bis zum Schluſſe 


des Verſteigerungstermins davon in Kenntniß geſetzt wird, daß der Anfpru 
des Gläubigers für nicht vollſtreckbar erachtet, oder die Siſtirung der Voll 
iu halte beſchloſſen ſei, ſo hat derſelbe mit dem weiteren Verfahren inne 
zu halten. | 9 
Bringt der Schuldner ſeinen Widerſpruch erſt im Verſteigerungstermin 
oder zu einer Zeit, zu welcher ſich bis dahin eine Entſcheidung des Prozeßricht 


i 


nicht mehr einholen läßt, bei dem Subhaſtationsrichter an, fo darf von dieſem 
das Verfahren nur dann bis zur Entſcheidung des Prozeßrichters ausgeſetzt 
werden, wenn der Widerſpruch auf Befriedigung des Gläubigers geſtützt, von 
dem Subhaſtationsrichter rechtlich begründet gefunden und demſelben in ſeinen 
thatſächlichen Verhältniſſen durch öffentliche Urkunden oder ſolche Privaturkunden 
glaubhaft gemacht wird, zu deren Anerkennung oder Diffitirung der Gläubiger 
verpflichtet iſt. 8 
§. 36. 

Widerſpricht ein Dritter der Fortſetzung der Subhaſtation oder dem Zu⸗ 
ſchlage unter Berufung auf ein Recht, welches im Falle ſeines Beſtehens den 
Verkauf überhaupt oder an den Meiſtbietenden oder unter den feſtgeſtellten 
Bedingungen unzuläſſig machen würde, und erhebt er dieſen Widerſpruch bei 
dem Subhaſtationsrichter, ſo muß dieſer das weitere Verfahren bis zur rechts⸗ 
kräftigen Entſcheidung des zuſtändigen Prozeßrichters über denſelben ausſetzen, 
wenn er den Widerſpruch rechtlich begründet und zugleich die demſelben zum 
Grunde liegenden an glaubhaft gemacht findet. 

Im Falle der Ausſetzung hat der Subhaſtationsrichter dem Dritten eine 
nach den Verhältniſſen abzumeſſende präkluſiviſche Friſt zu beſtimmen, binnen 
welcher derſelbe zur Vermeidung der Fortſetzung der Subhaſtation die Anſtellung 
der Klage bei dem zuſtändigen Gerichte nachweiſen muß. 

Hat der Dritte ſeinen Widerſpruch bei dem zuſtändigen Prozeßrichter im 
Wege der Klage geltend gemacht, ſo muß der Subhaſtationsrichter mit dem 
abren inne halten, wenn er von dem Prozeßrichter bis zum Schluffe des 
Verſteigerungstermins darum erſucht wird. 


§. 37. 


Wird in den Fällen der $$. 35. und 36. das Verfahren fortgeſetzt, ſpäter 
aber der Widerſpruch für begruͤndet erklärt, fo hat dies auf die Wirkſamkeit 


des Zuſchlagsurtheils (F. 40.) keinen Einfluß, unbeſchadet des Anſpruchs des 


Widerſprechenden auf die Kaufgelder und unbeſchadet ſeines Rechts, geeigneten 
Falls auf Schadenerſatz oder wegen unrechtmäßiger Bereicherung zu klagen. 
Wird das Verfahren eingeſtellt und ein neuer Verſteigerungstermin inner⸗ 
halb drei Monate nach der Einſtellung anberaumt, ſo ſind die kürzeren Friſten 
des §. 30. einzuhalten. 63 = 
38. 


Das Protokoll muß über den ganzen Hergang im Termine Auskunft 
geben. Insbeſondere ſind darin die Zeit, zu welcher zum Bieten aufgefordert, 
und die, zu welcher die Verſteigerung geſchloſſen wurde, zu verzeichnen. Wenn 
gegen die Ertheilung des Zuſchlags Widerſpruch erhoben oder wenn es ſtreitig 
geblieben iſt, für welches Gebot oder welchem Bieter, oder unter welchen 
Bedingungen der Zuſchlag zu ertheilen jei, hat der Richter das in Betracht 
kommende Sach⸗ und Rechtsverhältniß nebſt den Anträgen und Beweisantre⸗ 
tungen der Betheiligten in das Protokoll aufzunehmen. 

Diaſſelbe muß nach Schluß der Verhandlung den Betheiligten vorgeleſen 
werden. Einer Vollziehung deſſelben durch dieſe bedarf es jedoch nicht. 
Jahrgang 1869. (Nr. 7352 57 


Seil 


§. 39. er | 
Außer den Fällen der §§. 27. und 28. iſt der Zuſchlag zu verſagen: 


1) wenn das zur Subhaſtation geſtellte Grundſtück dem freien Verkehr ent⸗ 
zogen iſt, oder wenn ſich das Meiſtgebot auf ein anderes Grundſtück 
bezieht 

2) wenn dem Meiſtbietenden die Fähigkeit zum Abſchluſſe eines Kaufvertrags 
oder zum Erwerbe des Grundſtücks mangelt, oder das Meiſtgebot durch 
einen auch nachträglich nicht legitimirten Vertreter im Namen des Meiſt⸗ 
bietenden abgegeben ift; 

3) wenn das Meiftgebot unter anderen, als den geſetzlichen, oder den von 
allen Intereſſenten zugelaſſenen ($. 20.) Bedingungen erfolgt iſt / 

4) wenn die Forderung, wegen deren die Subhaſtation eingeleitet worden 
iſt, mittelſt derſelben nicht beigetrieben werden darf / 


5) wenn der Subhaſtationsantrag unter den Vorausſetzungen des F. 32. 
zurückgenommen oder der Schuldner der Vorſchrift des g. 33. nach⸗ 
gekommen iſt, und der Subhaſtationsrichter nicht bereits das Verfahren 
eingeſtellt hat ; a 
wenn der Prozeßrichter dem Subhaſtationsrichter die im §. 35. gedachte 
Benachrichtigung hat zugehen laſſen oder das im $. 36. erwähnte Er⸗ 
ſuchen an ihn geſtellt hat, oder der Subhaſtationsrichter die Siſtirung 
des Verfahrens in den Fällen der $$. 35. und 36. beſchloſſen hat und 
die Vorausſetzungen für die Wiederaufnahme deſſelben noch nicht ein⸗ 
getreten ſind f 
wenn das im F. 13. Nr. 7. vorgeſchriebene Aufgebot nicht ſtatt⸗ 

gehabt bat; a . 
wenn eine der im Geſetze vorgeſchriebenen Arten der Bekanntmachung 
des Verſteigerungstermins nicht ſtattgehabt hat, wohei es jedoch bei einem 
Aushange nicht darauf ankommt, wie lange derſelbe angeheftet ge⸗ 
weſen iſt, 15 
wenn die Friſt zwiſchen dem Tage, an welchem die Einrückung oder die 
erſte Einrückung des Patents im Regierungs⸗Amtsblatte erfolgte, und 
dem Verſteigerungstermine um mehr als eine Woche kürzer iſt, als die 
geringſte geſetzliche Subhaſtationsfriſt; 

10) wenn ein Intereſſent (§. 14.), deſſen Rechte durch Ertheilung des Zu- 
ſchlags beeinträchtigt werden würden, zum Verſteigerungstermine nicht 
gehörig geladen worden iſt (SS. 18. 19.) | 55 

11) wenn der Schuldner von dem Beitritte eines Gläubigers zur Subhaſta⸗ 
tion nicht gemäß $. 19. benachrichtigt worden iſt und die Subhaſtation 
nur wegen der Forderung dieſes Gläubigers fortgeſetzt wird, N 

12) wenn den Beſtimmungen im erſten Satze des F. 25. nicht ge⸗ 


nüt iſt. 


F. a 
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F. 40. 
uh oe Ertheilung, ſowie die Verſagung des Zuſchlags erfolgt durch ein 
rtheil. 

Wenn über die Crtheilung des Zuſchlags kein Streit obwaltet, fo erläßt 
der Subhaſtationsrichter das Urtheil auf Grund des Verſteigerungsprotokolls 
und der Akten ohne vorherige Verhandlung. 

Waltet über die Ertheilung des Zuſchlags ein Streit ob, ſo entſcheidet, 
ſofern nicht der Subhaſtationsrichter ſelbſt der Prozeßrichter iſt, diejenige Depu⸗ 
tation oder Kommiſſion des Subhaſtationsgerichts, welche mit der Entſcheidung 
von Prozeſſen befaßt iſt. 

Die Zuſtändigkeit beſtimmt ſich nach dem Meiſtgebot oder, wenn der nach⸗ 
ſtehende Betrag höher iſt, nach dem letzten Erwerbspreiſe, und wenn dieſer nicht 
feſtzuſtellen iſt, nach dem Vierzigfachen des Grundſteuer⸗Reinertrages und dem 
Fünfundzwanzigfachen des Gebäudeſteuer⸗Nutzungswerthes. ö 

; §. 41. 

Der im Streitfalle mit der Entſcheidung befaßte Richter ($. 40. Abſatz 3.) 

fällt das Urtheil in dem Verkündigungstermine, nachdem er die erſchienenen Be⸗ 
theiligten mit ihren Ausführungen gehört hat. 

Aus dem Verſteigerungsprotokolle nicht erhellende Anträge, Thatſachen 
und Beweismittel darf er jedoch nicht berückſichtigen. 


§. 42. 

In der Formel des Urtheils find das unter Subhaſtation geftellte Grund⸗ 
ſtück, der Erſteher und das Gebot, für welches der Zuſchlag ertheilt wird, fowie 
die etwaigen beſonderen Bedingungen, unter welchen derſelbe erfolgt, genau und 
vollſtändig zu bezeichnen. 

Auf eine Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebote, welche Seitens des 
Meiſtbietenden ſtattgehabt hat, iſt dabei keine Rückſicht zu nehmen. 


§. 43. 

In der Urtheilsformel (§. 42.) find zugleich denjenigen Perſonen, welche 
in Folge der öffentlichen Auffordeng l 135 Nr. 7.) Rechte angemeldet haben, 
dieſelben vorzubehalten, diejenigen dagegen, welche ihre Rechte nicht ſpäteſtens im 
Verſteigerungstermine angemeldet haben, mit denſelben zu präkludiren. 

Gegen die Präkluſion findet das Rechtsmittel ſtatt, welches zuſtehen würde, 
wenn das Aufgebot außerhalb des Subhaſtations verfahrens erfolgt wäre. 

Der Vorbehalt der angemeldeten Rechte, gleichviel ob derſelbe von vorn⸗ 
herein oder zufolge des gegen die Präkluſion eingelegten Rechtsmittels aus⸗ 
geſprochen iſt, berührt die Wirkſamkeit des Zuſchlagsurtheils nicht. Inſoweit 
die vorbehaltenen Rechte mit demſelben in Widerſpruch treten, können ſie nur 
gegen die Kaufgelder geltend gemacht werden. 


§. 44. 
Kann die Verkündung des Urtheils ($$. 15 in dem im Subhaſta⸗ 


(Tr. 78520 tions 
x 


Honeyatente 1 Termine nit erfolgen, fo wird ein anderweitiger 
Termin dazu beſtimmt. 
Die Bekanntmachung des Termins erfolgt durch Aushang an der Gerichts⸗ 
ſtelle und durch einmalige Einrückung in den Anzeiger des Regierungs⸗Amts⸗ 
h Einer Ladung der Intereſſenten, einſchließlich des Meiſtbietenden, bedätf 
8 nicht. 
§. 45. 


Intereſſenten, welche weder im Verſteigerungstermine erſchienen, noch zu 
demſelben geladen ſind, obſchon ihre Ladung erforderlich war ö erhalten eine 
Ausfertigung des ergangenen Urtheils. 

Im Uebrigen gen t die Verkündung deſſelben im Termine. Wenn der 
Zuſchlag ertheilt worden, ſo erfolgt die Verkündung deſſelben den präkludirten 
Realberechtigten gegenüber nach den für die Verkündung der i 
niſſe . allgemeinen Vorſchriften. 


§. 46. 


5 Gegen das Urtheil findet in allen Fällen nur eine Beſchwerde bei dem 
ee e ſtatt. 


F. 47. 

Zaur Einlegung der Beſchwerde iſt jeder durch das Urtheil benachtheiligte 
Subhaſtations⸗Intereſſent befugt. Die Beſchwerde ſteht auch dem Bieter zu, welcher 
den Zuſchlag für fic) verlangt hat und behauptet, daß ihm derſelbe hätte extheilt 
werden müſſen, ſowie dem Erſteher, welcher behauptet, daß ihm der Zuſchlag 


nicht oder unter anderen als den in das Zuſchlagsurtheil aufgenommenen Deine 
gungen zu ertheilen geweſen wäre. i 


St. der Zuschlag verweigert worden, fo kann die Beſchwerde nur dee 
gegründet werden, daß aer der in dieſem Geſetze angegebenen Verſagungs⸗ 
gründe vorliege. 

§. 49. 


Sit der Zuſchlag ertheilt worden, ſo kann die Beſchwerde nur aa einen 
der in dieſem Geſetze angegebenen Verſagungsgründe, ſowie darauf geſtützt wer⸗ 
den, daß das Zuſchlagsurtheil mit dem Inhalte des Verſteigerungsprotokolls oder 
Eder efoefehten Kaufbedingungen nicht übereinſtimmt. 


$. 50. 


See: Der Beſchwerdefü ührer darf Gründe nicht geltend machen, „5 welche nur die 5 
Rechte anderer Betheiligten betreffen. 

Die Beſchwerde kann auch nicht auf einen Grund geſtützt werden, welchen 
der Beschwerdeführer im Beriteigerungsternsine geltend qu machen im Stande 
war, jedoch nicht geltend gemacht hat. 

f Auch ein im Verſteigerungstermin nicht erſchienener, aber dazu gehörig 
vorgeladener Intereſſent kann aus dem bis aa 5 ee feinen 
e ee 


ie = 


§. 51. 
Die Beſchwerde kann nur durch den Inhalt der Akten, wie er zur Zeit, 
als das Urtheil erging, vorhanden war und berückſichtigt werden durfte ($. 41. 
Abſatz 2.), begründet werden. Die Anführung neuer Thatſachen und Beweis⸗ 
mittel iſt unſtatthaft. 
§. 52. 8 
Die Friſt zur Einlegung der Beſchwerde beträgt vierzehn Tage. Sie wird 
vom Tage der Verkündung des Artheils, im Falle des §. 45. Abſatz 1. vom 
Tage der Zuftellung deſſelben, berechnet. Eine Verlängerung derſelben findet nicht 
ſtatt. Beſchwerdegründe, die innerhalb derſelben nicht aufgeſtellt find, dürfen nicht 
berückſichtigt werden. i 


§. 53. 

Als Gegner des Beſchwerdeführers ſind diejenigen Betheiligten anzuſehen, 
welche von dem Beſchwerdeführer als ſolche bezeichnet werden, ſowie die Bethei⸗ 
ligten, welche ein Intereſſe an der Aufrechthaltung des angefochtenen Urtheils 
haben und auf ergangene Vorladung ſpäteſtens im Termine zur mündlichen Ver⸗ 
handlung in das Verfahren ſich einlaſſen. f 


F. 54. 
Die Beſchwerde wird nach den Vorſchriften erledi t, welche für das Rechts⸗ 
mittel der Appellation in ſchleunigen Sachen gegeben find. 

Der Termin zur mündlichen Verhandlung iſt möglichſt ſo anzuſetzen, daß 
den Gegnern des Beſchwerdeführers eine vierzehn Friſt zur Beantwortung 
der Beſchwerde frei bleibt. Für dieſe gilt die Beſchränkung des F. 51. 

Das Appellationsgericht entſcheidet endgültig über Ertheilung oder Ver⸗ 
ſagung des Zuſchlags, ändert daſſelbe ein den Zuſchlag verſagendes Urtheil ab, 
ſo hat es denſelben zu ertheilen. 


8 
Wird der Zuſchlag verſagt, ſo ſind die zur Ausführung des etwa auf⸗ 
nen Zuſchlagsurtheils getroffenen Maaßregeln rückgängig zu machen. D 
ückgewähr des auf Grund deſſelben Gegebenen oder Geleiſteten darf mittelft 
Zwangsvollſtreckung herbeigeführt werden. 
§. 56. 

Iſt der Zuſchlag aus den Gründen der Nummern 2. 3. und 7. bis 12. 
des §. 39. verſagt worden, und beantragt der Intereſſent, welcher die Subhaſta⸗ 
tion ausgebracht hat, innerhalb drei Monate die Fortſetzung derſelben, ſo ſetzt 
es ee ehen den neuen Verſteigerungstermin mit den kürzeren Friſten 

es §. 30. an 


Auf einen ſpäteren Antrag wird das Verfahren wie ein neues behandelt. 
N 


Soweit das Zuſchlagsurtheil nicht ein Anderes beſtimmt, erfolgt die 
Gr. 7352.) a eber⸗ 
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Uebergabe des Grundſtücks an den Erſteher erſt nach Berichtigung des Kaufgeldes. 
Steht das Grundſtück unter Sequeſtration, ſo wird dieſe auf Rechnung des Er⸗ 
ſtehers bis dahin weiter fortgeſetzt. Beſteht keine Sequeſtration, fo iſt jeder 
Gläubiger, der aus dem Kaufgelde Befriedigung erlangt, befugt, die Einleitung 
der Sequeſtration auf Koſten des Erſtehers zu verlangen. : 

Der Erſteher kann gleichfalls die Einleitung der Sequeſtration beantragen, 
oder die anderweitig beantragte Sequeſtration durch Niederlegung des Kaufpreiſes 
oder der innerhalb des Meiſtgebots ſtehenden Kapitalsforderung des beantragenden 
de abwenden. i 

Auf ſeinen Antrag wird die Uebergabe durch den Subhaſtationsrichter an 
Ort und Stelle bewirkt. 


§. 58. 
Die Koſten des Zuſchlagsurtheils fallen dem Erſteher zur Laſt , die übrigen 
Koſten der Subhaſtation werden aus den Kaufgeldern entnommen, unbeſchadet 
der Vorſchrift im $. 3. des dieſem Geſetze beigegebenen Tarifs. 


§. 59. 5 

Wenn der Erſteher das Kaufgeld nicht zur beſtimmten Zeit zahlt, ſo iſt 
jeder Betheiligte, welchem ein Theil des Kaufgeldes gebührt ($$. 66. 67.), wegen 
dieſes Theils nach ſeiner Wahl entweder die Reſubhaſtation des Grundſtücks 
— unmittelbar bei dem Subhaſtationsrichter — zu beantragen, oder die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das übrige Vermögen des Erſtehers nachzuſuchen befugt. 
Kein Betheiligter iſt bei Ausübung des Wahlrechts an die Zuſtimmung 
der übrigen Betheiligten gebunden. 
f Die Subhaſtation erfolgt als neue Subhaſtation nach den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes, jedoch mit Einhaltung der kürzeren Friſten des §. 30., wenn der 


Antrag innerhalb drei Monate nach dem Kaufgelderbelegungs⸗Termine ge⸗ 1 


ſtellt wird. 

Der Erſteher bleibt für den 5 0 welchen die neue Subhaſtation er⸗ 
iebt, dergeſtalt verhaftet, daß deshalb die Zwangsvollſtreckung in ſein übriges 
Mehra ſofort nachgeſucht werden kann; dagegen gebührt ihm auch der etwaige 
Mehrerlös. ; 


2. Von der Vertheilung der Kaufgelder. 
F. 60. 
f Aus den Kaufgeldern des ſubhaſtirten Grundſtücks werden die Realgläu⸗ 
biger in der n Rake und dem Umfange befriedigt, welche für die Vertheilung 
der Kaufgelder im Falle des Konkurſes feſtgeſetzt find. 

Wenn hiernach die zur Zeit der Einleitung der Subhaſtation bereits vor⸗ 
handenen Realgläubiger befriedigt ſind, ſo dient der Ueberreſt der Kaufgelder in 
nachſtehender Reihenfolge zur Befriedigung: i 

1) der Gläubiger, welche die Subhaſtation beantragt haben, und der Real⸗ 
läubiger, deren Forderungen erſt nach Einleitung der Subhaſtation ent⸗ 
amber find; ö i 

2) ſämmt⸗ 


5 


2) ſämmtlicher Realgläubiger wegen älterer als zweijähriger Rückſtände an 
Gau la und anderen Leiſtungen und Abgaben, ſowie derjenigen 
läubiger, für welche das Kaufgeld mit Beſchlag belegt worden iſt. 
Reicht das Kaufgeld zur Befriedigung dieſer Gläubiger nicht hin, ſo be⸗ 
6 — fic) die Reihenfolge im erſten Falle (Nr. 1.) nach den Tagen, an denen 
ie Subhaſtation eingeleitet, der Beitritt zugelaffen oder die Forderung in das 
Hypothekenbuch eingetragen worden iſt, im zweiten Falle (Nr. 2.) nach den Vor⸗ 
ſchriften über die Rangordnung der Konkursgläubiger. 3 
Inſofern nach dieſen Vorſchriften bei Beſtimmung der Vorrechte der Zeit- 
punkt der Konkurseröffnung in Betracht kommt, iſt an deſſen Stelle der Tag 
maaßgebend, an welchem die Subhaſtation eingeleitet, der Beitritt zugelaſſen oder 
die Beſchlagnahme erfolgt iſt. l : 


$. 61. 

Diejenigen Forderungen, welche im Konkurſe nicht geltend gemacht werden 
können, ſind erſt nach vollſtändiger Berichtigung aller übrigen Forderungen aus 
der Maſſe zu berichtigen. . 

Der Lauf der Zinſen wird durch das Vertheilungsverfahren nicht ge⸗ 

emmt. 
: Die Vertheilung erfolgt durch den Subhaſtationsrichter in dem in Ge⸗ 
mäßheit des §. 62. anberaumten Termine. 


H. 62. 


Nach der Verkündung des Zuſchlagsurtheils wird von dem Subhaſtations⸗ 

richter ein Termin zur Belegung und Vertheilung der Kaufgelder beſtimmt. 

Zu dieſem Termine ſind die Subhaſtations⸗Intereſſenten, ſowie der Er⸗ 
ſteher zu laden. Ein Gläubiger, für den das Kaufgeld mit Beſchlag belegt iſt, 
wird, ſobald die Beſchlagnahme zu den Subhaſtations⸗Akten angezeigt iff, zu dem 

Saul gelbenBeleatnga Verfahren ebenfalls zugezogen. 
Der Termin iſt zugleich durch Aushang an der Gerichtsftelle bekannt zu 
machen. 
$. 63 


Iſt gegen das Zuſchlagsurthell ehe Beſchwerde eingelegt, fo muß die 

Ausführung der Vertheilung auf Antrag des Erſtehers bis zur Rechtskra des 

Urtheils ausgeſetzt bleiben. i ’ 
$. 64. 


Wenn der Erſteher im Termine nicht erfcheint, fo wird angenommen, daß 
er die Kaufgelder nicht erlegen könne, und mit der Vertheilung der letzteren ohne 
ſeine Zuziehung verfahren. 
Die Anſprüche eines im Hypothekenbuche nicht eingetragenen Realgläu⸗ 
bigers, welcher ſich im Termine nicht einfindet, bleiben bei der Vertheilung der 
Kaufgelder unberückſichtigt, ohne Unterſchied, ob er dieſelben bereits angemeldet 
hatte, oder nicht. Ausgenommen hiervon find jedoch die Kaſſen und Anſtalten, 
welchen das Grundſtück zu den in den §§. 47. bis 49. und 51. der Konkurs⸗ 
Ordnung vom 8. Mai 1855. bezeichneten Abgaben und Leiſtungen verpflichtet 
iſt, Falls fie ihre Liquidation bis zur Vertheilung ſchriftlich einreichen. 8 
Gr. 7352) ine 
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Findet fi) ein in das Hypothekenbuch eingetragener Realgläubiger im 
Termine nicht ein, ſo erfolgt die Belegung und Vertheilung der Kaufgelder ohne 
ſeine Zuziehung in der Art, daß der auf ihn fallende Theil der Kaufgelder auf 
feine Gefahr und Koſten zum Depositum genommen, nach erfolgter Belegung 
der Kaufgelder das Realrecht ſeiner Forderung für aufgehoben erachtet und die 
Löſchung derſelben im Hypothekenbuche veranlaßt wird, ohne daß dazu die Bei⸗ 
bringung der Hypotheken⸗Urkunde erforderlich iſt, während er für jeden Miß⸗ 
brauch der letzteren verantwortlich bleibt. Die Löſchung einer in gänzlich unbe⸗ 
ſtimmter Höhe . Forderung erfolgt in gleicher Weiſe, ohne daß 
jedoch dem ausbleibenden Gläubiger von Amtswegen ein Betrag auf dieſelbe 
angeſetzt wird. i 

Iſt die Forderung des Gläubigers, welcher die Subhaſtation beantragt 
pa in das Hypothekenbuch nicht eingetragen, fo wird im Falle ſeines Ausblei⸗ 

ens mit Belegung und Vertheilung der Kaufgelder ohne ſeine Zuziehung ver⸗ 
fahren und der ihm gebührende Theil derſelben auf ſeine Gefahr und Koſten in 
gerichtliche Verwahrung genommen. 

Derſelbe Rechtsnachtheil trifft den ausbleibenden Schuldner. 


F. 65. 

Im Termine wird zuvörderſt feſtgeſtellt, was der Erſteher an Kaufgeldern 
und Zinſen zu gewähren hat und wie viel die zu vertheilende Maſſe nach Abzug 
der ihr zur Laſt fallenden Subhaſtationskoſten (F. 58.) beträgt. 

Demnächſt haben ſich die Intereſſenten über die Anſprüche, welche an die 
le gemacht werden, aus dem Hypothekenbuche hervorgehen oder ſonſt 
von Amtswegen berückſichtigt werden müſſen (F. 64. Abſatz 2. und 4.), und über 
das dafür verlangte oder aus dem Hypothekenbuche hervorgehende, beziehungs⸗ 
weiſe ſonſt geſetzliche Vorrecht zu erklären. 


§. 66. 


Sind die Intereſſenten einig oder werden die entſtandenen Streitigkeiten 
beigelegt, ſo iſt ee fofort die Vertheilung der Maſſe zu bewirken. 

Soweit der Erſteher eine zur Hebung kommende Forderung nicht mit 
Einwilligung des Gläubigers übernimmt, wird dieſelbe aus den Kaufgeldern be⸗ 
zahlt oder ein entſprechender Theil des Kaufgelderrückſtandes dem Gläubiger 
überwieſen. Eine ſolche Ueberweiſung wirkt nur die Tilgung des Realanſpruchs. 

Der auf eine in das Hypothekenbuch eingetragene Forderung, deren gegen? 
wärtiger Eigenthümer unbekannt iſt, oder zu welcher ſich kein legitimirter Empfänger 
meldet, zu zahlende Betrag wird auf Gefahr und Koften des betreffenden Gläu. 
bigers als Spezialmaſſe in gerichtlicher Verwahrung zurückbehalten. 

9.08. 

Wenn eine Einigung der Intereſſenten nicht ſtattfindet, fo entwirft der 
Subhaſtationsrichter, ee mit Hülfe eines Rechnungsverſtändigen, im 
Termine einen Theilungsplan, vermerkt bei jeder Forderung, wer die Richtigkeit, 
das Hypothekenrecht oder das Vorrecht derſelben beſtreitet, berechnet die Beträge, 
welche auf die Forderungen, ſoweit ſie unſtreitig ſind, gezahlt werden können und 

er 
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vernimmt bei jeder Forderung die Intereſſenten, ob fie in die Auszahlung 
willigen. 

Die Forderungen, bei denen Niemand etwas erinnert, werden berichtigt; 
die zur Hebung gelangenden ſtreitigen Beträge werden als Spezialmaſſen in ge⸗ 
richtlicher Verwahrung zurückbehalten, wenn nicht zwiſchen allen bei einer ſolchen 
Forderung Betheiligten ein anderweites Abkommen getroffen wird. 


§. 68. 


Einem in das Hypothekenbuch eingetragenen Realgläubiger, welcher im 
Termine nicht erſchienen iſt, werden außer dem Kapitalbetrage nur die laufenden 
Hypothekenzinſen oder andere Leiſtungen, nicht auch Rückſtände und Koſten be⸗ 

rechnet. 

: Erſcheint der Gläubiger, welcher wegen einer nicht eingetragenen Forderung 
die Subhaſtation beantragt hat, im Termine nicht, ſo wird der ihm gebührende 
Betrag nach Lage der Akten berechnet. 

Ein erſchienener Gläubiger iſt nicht befugt, ſeine im Termine aufgeſtellte 
Liquidation nachträglich zu ergänzen. 


§. 69. 
In verwickelten Sachen kann der Subhaſtationsrichter ſchon vor dem 


Termine unter Zuziehung eines Rechnungsverſtändigen einen vorläufigen Thei⸗ 
lungsplan I welcher alsdann bei der Verhandlung im Termine zum 


Grunde zu legen iſt. 


§. 70. 


Der Schuldner iſt befugt, die Richtigkeit, das Realrecht und das Vorrecht 
der einzelnen Forderungen zu beſtreiten. 
In gleicher Art iſt hierzu auch jeder Realgläubiger, ſowie jeder Gläu⸗ 
biger, auf deſſen Antrag die Subhaſtation betrieben worden iff, inſofern befugt, 
als durch die Theilnahme der einzelnen Forderungen an der Maſſe oder durch 
die Ausübung des verlangten Vorrechts feiner Befriedigung Eintrag geſchieht. 
Inwiefern eine Forderung aus dem Grunde angefochten werden kann, 
weil ein vorhanden geweſener perſönlicher Anſpruch bereits erloſchen fei, beſtimmt 
ſich nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts. 


$. 71. 


Jeder im Termine anweſende Gläubiger, ſowie jeder Gläubiger, auf deſſen 
Antrag die Subhaſtation betrieben worden iſt, kann unter der Vorausſetzung des 
70. Alinea 2. im Wege der Einwendung die nachbezeichneten Forderungen 
anderer Gläubiger nach Maaßgabe der im erſten Abſchnitt des fünften Titels 
der Konkurs⸗Ordnung vom 8. Mai 1855. ertheilten näheren Beſtimmungen 
(§. 375. daſelbſt) als ungültig anfechten: 


1) Forderungen aus Rechtshandlungen, welche der Schuldner in der dem 

anderen Theile bekannten Abſicht vorgenommen hat, ſie nur zum Schein 
vorzunehmen oder die Gläubiger auf andere Weiſe zu hevortheilen; 
Jahrgang 1869, (Nr, 7352.) 58 2) For⸗ 
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2) Forderungen aus Entſcheidungen und Mandaten, wenn dabei Umſtände 
zum Grunde liegen, bei welchen eine gleiche Abſicht (Nr. 1.) erhellt 

3) Forderungen aus freigebigen Verfügungen (insbeſondere Schenkungen, 
Erbes⸗ oder Vermächtniß⸗Entſagungen, imgleichen ſolchen Verfügungen, 
welche zwar unter läſtigem Titel vorgenommen, aber wegen des zwiſchen 
der Leiſtung des Pfandbeſtellers und der Gegenleiſtung obwaltenden er⸗ 
heblichen Mißverhältniſſes als freigebige Verfügungen des Pfandbeſtellers 
zu erachten ſind), welche der Pfandbeſteller zum Vortheile ſeines Ehe⸗ 
gatten nach geſchloſſener Ehe vorgenommen hat / 


Forderungen der Chefrau des Pfandbeſtellers oder der Rechtsnachfolger 
der Ehefrau auf Befriedigung wegen des in die Verwaltung des Mannes 
gekommenen Vermögens der Ehefrau, ſofern ein Fall der geſetzlichen 
Verpflichtung zur Sicherſtellung der Ehefrau oder zur Herausgabe des 
Vermögens derſelben nicht vorlag / 

Forderungen, die ſich auf Empfangsbekenntniſſe, Anerkenntniſſe oder Zu⸗ 
geſtändniſſe gründen, welche der Pfandbeſteller ſeinem Ehegatten gegen⸗ 
über, vor oder nach geſchloſſener Ehe ausdrücklich oder ſtillſchweigend, 
insbeſondere im Kontumazialverfahren abgegeben hat, ſofern nicht die 
Richtigkeit des Empfangsbekenntniſſes Anerkenntniſſes oder Zugeſtänd⸗ 
niſſes, oder der im Kontumazialverfahren feſtgeſtellten Umſtände ander⸗ 
weit nachgewieſen wird. : 


4 


nr 


5 


— 


§. 72. 

Der Widerſpruch eines Gläubigers oder des Schuldners (G§. 70. und 71.) 
hält nur dann die Auszahlung auf, wenn der Subhaſtationsrichter ihn rechtlich 
begründet findet, und der Widerſprechende ihn in ſeinen thatſächlichen Voraus⸗ 
ſetzungen durch ſolche Beweismittel unterſtützt, welche nach den Vorſchriften der 
Prozeßgeſetze zur Anlegung eines Arreſtes ausreichen. 

In dieſem Falle giebt der Subhaſtationsrichter dem Widerſprechenden auf, 
innerhalb einer Friſt von höchſtens vierzehn Tagen zu den Subhaſtations⸗Akten 
nachzuweiſen, daß er zur Geltendmachung des erhobenen Widerſpruchs gegen den 
zur Hebung gelangenden Gläubiger die Klage bei der für Prozeſſe zuſtändigen 
Deputation oder Kommiſſion des Subhaſtationsgerichts angebracht hat. 

Wird der Nachweis nicht innerhalb der Friſt geführt, ſo veranlaßt der 
Subhaſtationsrichter die Auszahlung an den zur Hebung gelangenden Gläubiger. 

F. 73. | 

Auf die Klage iſt mit der Klagebeantwortung, ſowie mit der Verhandlung 
und Entſcheidung der Sache nach den für den ordentlichen Prozeß geltenden 
Vorſchriften weiter zu verfahren, i 

Das Urtheil muß zugleich darüber entſcheiden, an wen der Kaufgelder⸗ 


betrag auszuzahlen oder zu überweiſen fei, oder nach Befinden die anderweite 
Vertheilung anordnen. 9.10 ; 


Wenn eine Forderung ungetheilt auf mehreren Grundſtücken haftet | fo is 
hot 
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übernommen hat, daß und bis zu welchem Pape ae geſchehen iſt. 
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kommen die für diefen Fall im Konkurſe eintretenden Vorſchriften zur An⸗ 
wendung. 


§. 75. 
Die noch nicht fälligen Forderungen werden wie fällige behandelt; der 
Gläubiger kann die Annahme einer noch nicht fälligen Forderung nicht verweigern. 
ſt eine ſolche Forderung unverzinslich, ſo tritt Vergütung der Zwiſchen⸗ 
zinſen nach den Beſtimmungen ein, welche im Falle des Konkurſes bei noch nicht 
fälligen unverzinslichen Forderungen der Konkursgläubiger gelten. 


F. 76. 


Hinſichtlich der bedingten Forderungen gelten für die Vertheilung folgende 
Grundſaͤtze: 


1) Iſt die Bedingung eine aufſchiebende, ſo erhalten diejenigen Betheiligten, 
deren Befriedigung durch die bedingte Forderung verhindert wird, den 
auf dieſelbe fallenden Betrag mit der Verpflichtung zur Rückgewähr an 
den bedingten Gläubiger für den Fall des Eintritts der Bedingung und 

gegen Sicherheits beſtellung. 

2) Iſt die Bedingung eine auflöſende, ſo wird dem Gläubiger der auf ſeine 
bedingte Forderung fallende Betrag gegen Sicherheitsbeſtellung für den 
Fall des Eintritts der Bedingung gezahlt oder überwieſen und zugleich 
beſtimmt, an wen für dieſen Fall die Rückgewähr zu leiſten iſt. 

3) So lange die empfangsberechtigten Betheiligten eine den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften entſprechende oder von den übrigen Betheiligten für genügend 
erachtete Sicherheit nicht beſtellen, bleibk die Summe in gerichtlicher 
Verwahrung. Die aufkommenden Depoſitalzinſen gebühren demjenigen, 
welcher das Kapital gegen Sicherheitsbeſtellung verlangen konnte. 


F 77. 


Beſteht eine Forderung in dem Anſpruche auf fortlaufende Hebungen, ſo 
bleibt der Betrag, welcher bei der Vertheilung auf das zur Deckung der künftigen 
Hebung angeſetzte Kapital fällt, in gerichtlicher Verwahrung. 

fal 1 1 wird beſtimmt, wem das Kapital bei dem Aufhören der Hebungen 
zufallen ſoll. 
So oft die Depoſitalzinſen zur Berichtigung der Hebungsbeträge nicht hin⸗ 
reichen, wird der fehlende Betrag aus dem Kapital entnommen. 
§. 78. 
Die Urkunden über die Forderungen, welche durch Zahlungen getilgt ſind, 


werden kaſſirt und zu den Subhaſtationsakten genommen. 5 
Die Urkunden über alle übrigen Forderungen ſind an die Gläubiger zu⸗ 


. rückzugeben, nachdem der Subhaſtationsrichter auf denſelben im Termine beur⸗ 


kundet hat, ob und bis zu welchem Betrage die Forderung zur Hebung gekommen 
iſt, und wenn der Erſteher die Forderung in Anrechnung auf die Kaufgelder 
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99 Der wörtliche Inhalt dieſer Beurkundungen iſt in das Protokoll auf 
zunehmen. Fig ts HOG i HoG J 50 e Anm Ute alla 
Nach dem Termine iſt Jas über die Verhandlung aufgenommene Protokoll 
für den Erſteher auszufgrtigen. f 
Auf Grund oteſer Ausfertigung iſt in dem Hypothekenbuche bei Eintra⸗ 
gung des Eig rathums des Exftehers die Löſchung des Subhaſtationsvermerks und 
aller Rec ſorderungen zu bewirken, welche nicht nach geſetzlicher Vorſchrift auf 
den Erſteher übergehen, oder von demſelben namentlich übernommen worden ſind. 
Gleichzeitig iſt der aus dem Protokolle ſich ergebende etwaige Kaufgelder⸗ 
Rückſtand in das Hypothekenbuch einzutragen. ö an ; 
Der Eintragungsvermerk hat zugleich die den einzelnen Gläubigern über⸗ 
wieſenen Antheile zu bezeichnen, ſowie die Rangordnung derſelben anzugeben. 
Als Urkunde zum Zwecke der Eintragung dient eine Ausfertigung des Zuſchlag⸗ 
urtheils und des Protokolls über die Belegung und Vertheilung der Kaufgelder. 
ö Jeder Gläubiger, welchem ein Antheil an dem Rückſtande überwieſen iſt, 
hat die Befugniß zu verlangen, daß ihm über ſeinen Antheil eine Hypotheken⸗ 
Urkunde ausgefertigt wird. ; 
Der Subhaſtationsrichter hat um die im Vorſtehenden erwähnten Ein⸗ 
tragungen und Löſchungen die Hypothekenbehörde von Amtswegen zu erſuchen. 
5 Jedem Gläubiger, deſſen Forderung von dem Erſteher in Anrechnung auf 
die Kaufgelder übernommen wird, if auf Verlangen eine Ausfertigung des 
Kaufgelderbelegungs⸗Protokolls zu ertheilen. f 


3. Von dem Aufgebote der bei der Kaufgeldervertheilung 


gebildeten Spezialmaſſen. f 
1 §. 80. 1 0 
Wenn bei der Vertheilung der Kaufgelder ſich Niemand mit Anſprüchen 
auf eine in das Hypothekenbuch eingetragene, zur Hebung gelange ende, Real⸗ 
forderung gemeldet hat oder wenn der Gläubiger ſich nicht durch Vorlegung der 
Hypotheken⸗Alrkunde legitimiren kann, fo it den unbekannten Betheiligten von 
dem Subhaſtationsrichter ein Kurator zu beſtellenn. 
= Der Kurator muß zu ermitteln ſuchen, ob die 110 59 ſchon getilgt iſt 
er muß ſich bemühen, die fehlende Hypotheken⸗Arkunde und den Inhaber derſſelben , 
ſowie diejenigen zu erforſchen, denen Eigenthumsrechte Pfandrechte und andere 
Rechte an der Forderung zuftehen. e 
Ae 9 Nachforſchungen des Kurgtors keinen Erfolg, fo liegt ihm e 
das Aufgebot der für die Forderung angelegten Spezialmaſſe oder des dem be⸗ 
treffenden Gläubiger überwieſenen Theils des Kaufgelderrückſtandes bei der 
Subhaſtationsrichter nachzufſuche. R 1 © 
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Der Kurator hat die Verſicherung abzugeben, daß er ſich nach beſtem 
Wiſſen und mit ſorgfältiger eae der von den Betheiligten ihm an die 
Hand gegebenen Mitkel bemüht habe, die fehlende Hypotheken⸗Urkunde und den 
Fasten derſelben, ſowie diejenigen zu erforſchen, denen Rechte an der Forderung 
zuſtehen. 5 

§, 88. 
Hat ſich Niemand mit Anſprüchen auf die Forderung gemeldet, ſo iſt die 


Ableiſtung eines Diligenzeides nicht erforderlich. Wenn dagegen der Gläubiger 


ſich gemeldet hat und nur die Urkunde nicht beſchaffen kann, fo muß dieſer einen 
Eid dahin leiſten: 
daß er die Urkunde nicht ſelbſt beſitze, daß ihm kein Anderer bekannt fei, 
der fie beſize, noch ein Ort, an dem fie fic) befinden möge, und daß er 
dieſelbe auch nicht zur Gefährdung fremder Rechte abhanden gebracht habe. 
Behauptet der Gläubiger die erfolgte Vernichtung der Urkunde, fo muß 
er den Eid dahin leiſten: 
daß und in welcher Art die Urkunde vernichtet worden fei. 


§. 84. 


Bei dem Aufgebot (§. 82.) ergeht die Aufforderung, daß alle diejenigen, 
welche an die Spezialmaſſe oder an den Kaufgelderrückſtand Anſprüche geltend 
machen wollen, dieſelben bei dem Subhaſtationsrichter ſpäteſtens in einem von 
demſelben zu beſtimmenden Termine, bei Vermeidung der Präkluſion, anzu⸗ 
melden haben. 

In der Aufforderung iſt die Forderung, auf welche das Aufgebot ſich be⸗ 


N zieht, durch Benennung des aus dem Hypothekenbuche erſichtlichen Gläubigers 
und Schuldners, des Betrages der Forderung und des Datums der Urkunde, 


ſowie durch Benennung des ſubhaſtirten Grundſtücks zu bezeichnen. 
§. 85. 


Die Beſtimmung der Anmeldungsfriſt und die öffentliche Bekanntmachung 
der Aufforderung (§. 84.) erfolgen nach den Vorſchriften, welche bei nothwen⸗ 
digen Subhaſtationen hinſichtlich der Anberaumung des Bietungstermins und der 
Bekanntmachung deſſelben gelten. Der Kurator erhält eine Abſchrift der Auf⸗ 
forderung. a a 

§. 86. N 

Nach Abhaltung des Termins iſt ein Präkluſionsurtheil abzufaſſen. In 
demſelben ſind den Perſonen, welche ſich gemeldet haben, ihre Rechte vorzu⸗ 
behalten; alle unbekannten Intereſſenten find mit ihren Anſprüchen an die Spezial⸗ 
maſſe oder den Kaufgelderrückſtand auszuſchließen. 

Eine Ausfertigung des Exkenntniſſes wird dem Kurator, ſowie dem Gläu- 
biger zugeſtellt, welcher ſich bei der Kaufgeldervertheilung oder in Folge des Auf⸗ 
gebots zu der Poſt gemeldet hat. 

Hinſichtlich der Verkündung des Präkluſionsurtheils gegenüber den ge 
u., 
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kludirten und des gegen daſſelbe zuläſſigen Rechtsmittels gelten die allgemeinen, 
in dieſer Beziehung beſtehenden Vorſchriften. N 


§. 87. 

Nachdem das Urtheil rechtskräftig geworden, hat der Subhaſtationsrichter 
zur Auszahlung der Spezialmaſſe oder Ueberweiſung des Kaufgelderrückſtandes 
einen Termin zu beſtimmen. Zu demſelben ſind zu laden: der Kurator, der 
Schuldner, gegen welchen die Subhaſtation ſtattgefunden hat, der im Hypotheken⸗ 
buche zuletzt eingetragene Gläubiger und die etwa mit einem Pfandrechte oder 
anderem Rechte an der Forderun eingetragenen Perſonen, ſowie die übrigen 
Subhaſtations⸗Intereſſenten, welche überhaupt nicht oder nicht vollſtändig zur 
Hebung gekommen find, und alle diejenigen, welche ſich in Folge des Aufgebots 
gemeldet haben. 


$. 88. 


Denjenigen, welcher im Termine nicht erſcheint, trifft der Rechtsnachtheil, 
daß ohne ſeine Zuziehung über die Auszahlung oder Ueberweiſung verhandelt 
und mit derſelben verfahren wird, ohne daß ſeine Anſprüche berückſichtigt werden. 


§. 89. 


Wenn im Termine hinſichtlich der Auszahlung oder gehen d Streit 


entſteht, ſo hat der Subhaſtationsrichter die an demſelben betheiligten Perſonen 
mit ihren Erklärungen zu hören und demnächſt das Verfahren bis zur Beſchluß⸗ 
faſſung über die Beweisaufnahme fortzuführen. 

Das weitere Verfahren erfolgt im gewöhnlichen Prozeſſe nach den in dem 
zweiten Abſatze des §. 72. gegebenen Beſtimmungen über die Zuſtändigkeit. 


Die Anführung neuer Thatſachen iſt in der alsbald anzuberaumenden 


mündlichen Verhandlung nicht mehr zuläſſig 
Das Urtheil hat darüber zu entſcheiden, an wen die Spezialmaſſe aus⸗ 
zuzahlen oder der Kaufgelderrückſtand zu überweiſen iſt. 


§. 90. 


Wenn bei der Kaufgeldervertheilung eine Spezialmaſſe aus dem Grunde 


gebildet werden muß, weil auf der Forderung nach dem Hypothekenbuche Rechte 


haften, deren gegenwärtige Inhaber unbekannt ſind, ſo wird dieſen unbekannten 


Intereſſenten ein Kurator beſtellt und mit deſſen Zuziehung die Vertheilung der 
Kaufgelder beendigt. 


Zur Ermittelung: 
ob der Hauptgläubiger ohne Zuziehung dieſer Intereſſenten oder mit 


weſſen Zuziehung die Spezialmaſſe oder den betreffenden Theil des 


Kaufgelderrückſtandes zu erheben befugt jet, 
iſt nach den vorſtehenden Beſtimmungen (. 81. ff.) zu verfahren jedoch mit 
den Maaßgaben, welche die Natur des Falles mit iR 1 oe 

Der Hauptgläubiger hat, wenn ſich die Sache durch die angeſtellten Er⸗ 
mittelungen nicht erledigt, einen Eid dahin zu leiſten: 


daß 
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daß ihm nicht bekannt ſei, daß noch irgend Jemandem auf das fragliche 


Recht ein Anſpruch zuſtehe „und daß er nichts verſchwiegen habe, was 
zur Ermittelung eines ſolchen Berechtigten fuͤhren könne. 


§. 91. 
Die Koſten des Aufgebotsverfahrens, einſchließlich der Gebühren und Aus⸗ 
i lagen des Kurators, werden in allen Fällen aus der Spezialmaſſe oder dem 
berreffenden Theile des Kaufgelderrückſtandes entnommen. 
Die beſonderen Koſten, welche durch die Verhandlung und Entſcheidung 


über einen unbegründeten Anſpruch oder Widerſpruch erwachſen, fallen dem⸗ 
jenigen zur Laſt, welcher denſelben erhoben hat. 


II. Andere Subhaſtationsgegenſtände. 
§. 92. 


Die vorſtehenden Vorſchriften (S§. 5. bis 91.) kommen, ſoweit dieſelben 
nicht durch Natur und Verhältniſſe der Grundſtücke bedingt ſind und in den 
nachſtehenden Paragraphen nicht ein Anderes beſtimmt iſt, auch dann zur An⸗ 
wendung, wenn die Zwangsvollſtreckung in andere der Subhaſtation unterliegende 
Gegenſtände, als Grundſtücke, erfolgen ſoll. 


§. 93. 


Bei der Subhaſtation ſolcher Gerechtigkeiten, bei welchen ſich die Höhe 
der vom Bieter zu leiſtenden Sicherheit und deren Beſtellung mit eingetragenen 
Forderungen nicht nach der Vorſchrift der §§. 22. und 23. beſtimmen läßt, ſetzt 
der Richter, erforderlichen Falls nach Anhörung eines Sachverſtändigen, die 
| Höhe dieſer Sicherheit feſt. Die Beſtellung derſelben mit eingetragenen For⸗ 
1 derungen ($. 23.) iſt in dieſem Falle ſtatthaft, wenn letztere innerhalb des Fünf⸗ 
3 fachen des feſtgeſetzten Betrages eingetragen ſtehen. Dieſer iſt im Subhaſtations⸗ 
patente anzugeben. 

pial der Kohlen - Abbaugerechtigkeiten in den vormals Königlich 
Sächſiſchen Landestheilen gilt die Vorſchrift des §. 109. 


$. 94. 


N Dem Antra e auf Einleitung der Subhaſtation eines Schiffes ſind anſtatt 
der im §. 6. bezeichneten folgende Urkunden beizufügen: 


1) wenn das Schiff in ein Schiffsregiſter eingetragen iſt, ein neueſter Aus⸗ 
zug aus demſelben, welcher alle noch gültigen, das Schiff betreffenden 
Eintragungsvermerke enthält, und wenn daraus hervorgeht, daß der 
Schuldner nicht eingetragener Eigenthümer des Schiffes ift, eine ſeinen 

Eigenthumsbeſitz glaubhaft machende öffentliche Urkunde ; 

2) wenn das Schiff nicht in das Schiffsregiſter eingetragen iſt, eine den 

Eigenthumsbeſitz des Schuldners glaubhaft machende öffentliche Urkunde, 


“ und ſofern thunlich, diejenigen Urkunden in Urſchrift oder a: 
(Nr, 7352.) bz 
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Abſchrift, aus welchen nach den Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts 
eine etwaige Verpfändung des Schiffes ohne körperliche Uebergabe zu 
erſehen iſt. 

Wird das Schiffsregiſter am Orte des Subhaſtationsrichters geführt, ſo 
vertritt eine Bezugnahme auf jenes die Stelle der zu 1. gedachten Beſcheinigung. 


$. 95. 


Die auf die Führung des Hypothekenbuchs Bezug habenden Vorſchriften 
bleiben bei der Subhaſtation eines Schiffes außer Anwendung. 


$. 96. 


In Betreff der Nothwendigkeit der Zuziehung zu den einzelnen Ver⸗ 
handlungen ſtehen die Schiffsgläubiger und alle übrigen mit einem Pfandrechte 
verſehenen Gläubiger den Realgläubigern eines unter Subhaſtation geſtellten 
Grundſtücks, und diejenigen Gläubiger, welche in das Schiffsregiſter eingetragen 
ſind, oder deren Rechte aus den im F. 94. unter Nr. 2. bezeichneten Urkunden 
hervorgehen, den in das Hypothekenbuch eingetragenen Gläubigern gleich. 

§. 97. : 

Im Subhaſtationspatente ſind alle Schiffsgläubiger und alle ſonſtigen 
Gläubiger, welche ein Pfandrecht an dem Schiffe in Anſpruch nehmen, zur An⸗ 
meldung ihrer Rechte bei dem Subhaſtationsrichter aufzufordern. 

Die Beſtimmung im $. 13. Nr. 7. findet keine Anwendung. 

$. 98. 


Im Subhaſtationspatente iſt der Betrag der von dem Bieter zu erlegen⸗ 
den Kaution anzugeben. Derſelbe wird von dem Subhaſtationsrichter nach An⸗ 
hörung eines Sachverſtändigen über den Werth des Schiffes beſtimmt. 


§. 99. 


Die Subhaſtationsfriſt beträgt nach dem Ermeſſen des Subhaſtations⸗ 
richters vier Wochen bis drei Monate, bei regiſtrirten Seeſchiffen jedoch ſtets 
drei Monate. Sie wird von dem Tage an berechnet, an welchem die Bekannt⸗ 
machung des Subhaſtationspatents zum erſtenmale in dem Anzeiger eines Re⸗ 

gierungs⸗Amtsblattes (F. 100.) erſcheint. 

ö $. 100. 
Das Subhaſtationspatent iſt bekannt zu machen: 
1) durch Aushang an der Gerichtsſtelle / | N 
2) durch Einrückung in den Anzeiger des Amtsblattes der Regierung, in 


deren Bezirke der Subhaſtationsrichter feinen Sitz hat, ſowie, wenn der 
Schuldner im Inlande einen Wohnort hat, derjenigen Regierung, in 


deren Bezirke dieſer Wohnort ſich befindet. Handelt es ſich um ein in 
ein inländiſches Schiffsregiſter eingetragenes Seeſchiff, fo erfolgt die Ein 


in deren Bezirke das Schiff feinen Heimathshafen hat. 


0 1 te Uebrigen gelten hinſichtlich der Bekanntmachung die Vorſchriften 
es §. 16. 


§. 101. 


Während der Subhaſtation muß das Schiff an dem Orte bleiben, wo 
es ſich bei deren Einleitung befindet. 5 

Wenn es jedoch die Handelskonjunktur und das Beſte der Intereſſenten 
rathſam erſcheinen läßt, daß das Schiff während der Subhaſtation eine neue 
Fahrt antritt, ſo kann dies auf den Antrag der Intereſſenten von dem Sub⸗ 
haſtationsrichter unter der Bedingung geſtattet werden, daß eine gehörige Ver⸗ 
ſicherung des Schiffes erfolgt. i 


§. 102. 


Wird ein neuer Verſteigerungstermin an eſetzt ($$. 27. 28. 31.), fo bee 
trägt die Subhaſtationsfriſt, nach dem Erin des Richters, vierzehn Tage 
bis ſechs Wochen. : 

Für die öffentliche Bekanntmachung des Subhaſtationspatents ſind die 
Beſtimmungen des $. 100. maaßgebend. 5 


$. 103. 


Wenn die Vorſchriſt des $. 97. Abſah 1. nicht beobachtet worden it, 
darf die Ertheilung des Zuſchlags nicht erfolgen. 


$. 104. 


Was zur Schiffsmaſſe gehört, die Rangordnung der Schiffsgläubiger 
und übrigen Pfandgläubiger und das Vorrecht dieſer Gläubiger beſtimmt ſich 
nach den für den Fall des Konkurſes eintretenden Vorſchriften und nach den 
Beſtimmungen der $$. 60. und 61., inſofern dieſe letzteren nicht lediglich mit 
ſpeziellen, die Realrechte an Grundſtücken betreffenden Beſtimmungen in Ver⸗ 
bindung ſtehen. 5 


$. 105. 


a Iſt das ſubhaſtirte Schiff ein in das Schiffsregiſter eingetragenes See⸗ 
ſchiff, ſo ſind in Betreff der Eintragung des Erſtehers als Eigenthümer des 

Schiffes in das Schiffsregiſter, in Betreff der in das letztere eingetragenen und 
nicht übernommenen Pfandrechte ſowie der Eintragung des Pfandrechts für 
den etwaigen Kaufgelderrückſtand die Beſtimmungen des §. 79. maaßgebend. 


§. 106. 


In Anſehung der aus dem Schiffsregiſter oder aus den zu den Akten 
5 ng anderweiten Urkunden ($. 94.) erſichtlichen Pfandrechte, treten in den 
® Son Fällen die Vorfehrifien über das Aufgebot der Spezialmaſſen ein 


Jiahrgang 1869. (Nr. 7352.) 9 §. 107. 


rückung anſtatt in den zuletzt bezeichneten Anzeiger in den der Regierung, = 
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Dem Antrage auf Subhaſtation eines verliehenen Bergwerks oder un⸗ 
beweglichen Bergwerksantheils iſt eine oberbergamtlich, gerichtlich oder notariell 
beglaubigte Abſchrift der Verleihungs⸗Urkunde des Bergwerks beizufügen. 

Mit dem Antrage auf Subhaſtation einer Kohlen - Abbaugerechtigkeit in 
den vormals Königlich Sächſiſchen Landestheilen iſt eine in gleicher Art beglau⸗ 
bigte Abſchrift des Aktes einzureichen, durch welchen die Gerechtigkeit vom 
Eigenthum an der Grundoberfläche getrennt worden iſt. 

F. 108. 

Das Subhaſtationspatent muß den Namen des Bergwerks, die Feldes⸗ 
größe, das Mineral oder die Mineralien, auf welche das Bergwerks⸗Eigenthum 
verliehen iſt, den Kreis, in welchem das Feld liegt, die demſelben zunächſt be⸗ 
legene Stadt benennen. ; 

Bei der Subhaftation von unbeweglichen Ber werksantheilen iſt die Zahl 
der N „in welche das Bergwerk getheilt yt, im Patente anzugeben. 5 

Bei Kohlen⸗Abbaugerechtigkeiten ($. 107.) genügt eine nähere Bezeich- 
nung derſelben nach Lage und Umfang. 


§. 109. 

Der Betrag der von dem Bieter zu leiſtenden Sicherheit iſt bei der Sub⸗ 
haſtation der im F. 108. genannten Gegenſtände von dem Subhaſtationsrichter, 
erforderlichen Falls nach Anhörung des zuſtändigen Revierbeamten über ihren 
Werth feſtzuſetzen und in das Subhaſtationspatenk aufzunehmen. 

$. 110. 

Die Subhaſtationsfriſt beträgt längſtens drei Monate. 


§. 111. 


Bei der Subhaſtation von Bergwerken und Bergwerksantheilen gehört 
der Repräſentant oder Grubenvorſtand zu den Subhaſtations⸗Intereſſenten. 


Zweiter Abſchnitt. 
Nothwendige Subhaſtation außerhalb der Zwangsvollſtreckung. 


f $. 112. 
Die Vorſchriften des erſten Abſchnitts kommen auch zur Anwendung, 
wenn die nothwendige Subhaſtation beantragt wird: 
1) von dem Benefizial⸗Erben, ee, , 
2) von einem Miteigenthümer zum Zwecke der Auseinanderſetzung. 
§. 113. 


Für den unter Nr. 2. des §. 112. gedachten Fall gelten jedoch folgende 
Beſtimmungen: 9. D & 


„ 


1) Die Wirkungen der nothwendigen Subhaſtation treten nur wider die 
Miteigenthümer, dagegen wider Pächter 1 Miether, Hypothekengläubiger 
und andere Berechtigte nur inſofern ein, als auf dem Antheil des Mit⸗ 
eigenthümers, gegen welchen zum Zweck der Auseinanderſetzung auf 
Subhaſtation angetragen iſt, und nicht auch auf dem Antheil des Mit⸗ 
eigenthümers, welcher den Antrag eſtellt hat, das betreffende Recht 

3 haftet. Ein Berechtigter, deſſen Recht unberührt bleibt, wird bei dem 

a Verfahren nicht zugezogen. f 

9 2) Behauptet der Miteigenthümer, gegen welchen auf Subhaſtation ange⸗ 
tragen worden iſt, daß die Theilung der gemeinſchaftlichen Sache un⸗ 
zuläſſig fet, fo kommen die $$. 34. 36. und 37. zur Anwendung. 

3) Die in den Fällen der $$. 22. und 27. erforderliche Sicherſtellung darf 

; jeder Miteigenthümer durch Eintragung einer Kaution auf ſeinem 

i Grundſtückantheile leiſten, vorausgeſetzt, daß dieſelbe die im §. 23. vor⸗ 

i geſchriebene Sicherheit gewährt, und die über die Eintragung ſprechende 

5 ‘ Urkunde gleichzeitig niedergelegt wird. 


Schlußvorſchriften. 


$. 114. 


8 Die Koſten werden nach dem beigefügten Tarif erhoben. Die Beftim- 
/ mungen des letzteren treten in den Fällen, in welchen nach der gegenwärtigen 


Subhaſtations⸗Ordnung verfahren wird, an die Stelle der im Artikel 12. des 
Geſetzes vom 9. Mai 1854. (Geſetz⸗Samml. S. 273.) getroffenen Beſtim⸗ 
mungen. 5 


3 §. 115. 

Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Mai 1869. in Kraft. Iſt 
jedoch zu dieſem Zeitpunkte eine Subhaſtation bereits eingeleitet, ſo iſt dieſelbe 
nach den bisherigen Vorſchriften zu Ende zu führen. 
| $. 116. 

Mit dem im $. 115. angegebenen Zeitpunkte treten außer Kraft: 

die Verordnung vom 4. März 1834. über den Subhaſtations⸗ und 
Kaufgelderliquidations⸗Prozeß (Geſetz-Samml. S. 39); 

die H. 5. und 24. der Verordnung vom 4. März 1834. über die Exe⸗ 
kution in Civilſachen (Geſetz-Samml. S. 31.); 

die Kabinetsorder vom 1. Juli 1834., betreffend die Taxation unbe⸗ 
pfandbriefter adeliger Güter durch die Kreditdirektion (Geſetz⸗Samml. 
S. 88.) / 
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die Verordnung vom 2. Dezember 1837. über die Subhaſtationen der 
Grundstücke von geringerem Werthe (Geſetz⸗Samml. S. 219.) 

der §. 7. der Verordnung vom 14. Dezember 1833. über das Rechts⸗ 

mittel der Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde (Geſetz-Samml. 

S. 302.), ſoweit ſich derſelbe auf Adjudikations⸗Erkenntniſſe bezieht; 

r. 7352.) 59“ der 


der Artikel 2. der Deklaration diefer Verordnung vom 6. April 1839. 
(Geſetz-Samml. S. 126.) 2. 5, N 
die Nummern 21. I. 24. 32. 38. 39. und 42., ſoweit ſich die beiden 
letzten auf das Adjudikations⸗Erkenntniß beziehen, der zur Ausfüh⸗ 
rung der Verordnung vom 14. Dezember 1833. 1 0 In⸗ 
ſtruktion vom 7. April 1839. (Geſetz⸗Samml. S. 133.) / 
die G§. 13. und 14. des Geſetzes vom 20. März 1854. betreffend 
einige Abänderungen der Vorſchriften über das Civilprozeß⸗Ver⸗ 
fahren und die Exekution in Civilſachen (Geſetz⸗Samml. S. 115), 
der Artikel XVI. des Geſetzes vom 8. Mai 1855., betreffend die Ein⸗ 
5 führung der Konkurs⸗Ordnung in den Landestheilen, in welchen 
das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichts⸗Ordnung 
Geſetzeskraft haben (Geſetz⸗Samml. S. 317), 
die Verordnung vom 11. August 1843., betreffend die zum Zweck einer 
. eingeleiteten Subhaſtationen (Geſetz⸗Samml. 


Außerdem treten für den Geltungsbereich des gegenwärtigen Geſetzes der 
erſte Abſchnitt des zweiundfunfzigſten Titels erſten Theils der Allgemeinen Ge⸗ 
richts-Ordnung und die auf dieſen Abſchnitt bezüglichen Anhangs- Paragraphen: 

der $. 112. des vierundzwanzigſten Titels erſten Theils der Allgemeinen 
Gerichts⸗Ordnung, . 

der F. 348. Titel 11. Theil I. des Allgemeinen Landrechts und der 

a F. 15, des Anhangs zu demſelben, 

der dritte und vierte Abſchnitt des fünften Titels (GY. 383. bis 415.) 

: der Konkurs Ordnung vom 8. Mai 1855. (Geſez⸗Samml. S. 321); 

der §. 247. des Allgemeinen Berggeſetzes für die Preußiſchen Staaten 

: vom 24. Juni 1865. (Geſetz⸗Samml. S. 705.), 3 

mit dem im $. 115. bezeichneten Zeitpunkte außer Kraft. 
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Wo in einem Geſetze auf die nach §. 116, aufgehobenen Vorſchriften 
hingewieſen wird, treten die Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes an deren Stelle. 
Nur inſoweit findet das gegenwärtige Geſetz auf freiwillige Subhaſtatio⸗ 
nen und auf ſolche Subhaſtationen Anwendung, welche in Gemäßheit der Ver⸗ 
ordnung vom 10. April 1841. (GeſetzSamml. ©. 76.) erfolgen. 5 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. Ae pose? 
Gegeben Berlin, den 15. März 1869. 


((I. S.) Wilhelm., 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
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$. 1. 
An Gerichtskoſten werden erhoben: 
1) für das ganze Subhaſtationsverfahren, ausschließlich des Urtheils, durch 
11 der Zuſchlag ertheilt wird, und des Kaufgelderbelegungs⸗Ver⸗ 
ahrens, 8 
a) von dem Betrage bis 500 Rthlr. einſchließlich, 
WOH YC DOOD, tic von neice cue ee 1 Rthlr. — Sgr. 
b) von dem Mehrbetrage bis 2000 Rthlr. ein⸗ 
ſchließlich, von je 100 Rthlru···ͥ· U U P !. „ 2 
e) von dem Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr. ein- 
ſchließlich, von je 500 Rthlen................ FN 
d) von dem Mehrbetrage von je 1000 Rih len. ! 15 


Die vorſtehenden Sätze enthalten zugleich die Abgeltung: 

für das durch $. 13. Nr. 7. angeordnete Aufgebotsverfahren, und das 
eed durch welches die Unzuläſſigkeit des Zuſchlages ausgeſprochen 
wird 

für die Beſcheinigungen und Mittheilungen, welche der Subhaſtations⸗ 
richter von dem Prozeßrichter hinſichtlich der Einleitung und Siſti⸗ 
rung des Subhaſtationsverfahrens und des Beitritts eines Gläu⸗ 
bigers zu demſelben erhält / 

für die von dem Subhaſtationsrichter veranlaßte Thätigkeit der Hypo⸗ 
thekenbehörde. 


2) Wenn die Subhaſtation aufgehoben wird: 
a) bevor das Subhaſtationspatent zur öffentlichen Bekanntmachung 
iſt 


—— 


oder an die Intereſſenten abgeſendet worden iſt ... zer 
b) nach dieſem Zeitpunkte, jedoch vor Abhaltung des Verſteige⸗ 
Mild termine :: he 


der vorſtehend beſtimmten Sätze. 
3) Für eine fortgeſetzte Subhaſtation nach ſchon abgehaltenem Verſteigerungs⸗ 
termin /½ des ganzen Satzes zu 1. 

4) Für das Urtheil, durch welches der Zuſchlag ertheilt wird: 
a) von dem Betrage bis 100 Rthlr. einſchließlich, von je 
),, 8 
b) von dem Mehrbetrage bis 500 Rthlr. einſchließlich, von 
, ß tate eee 

Gr 73529 a 
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e) von dem Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr. einſchließlich 
von je 100 ählen. 26... cc i 
Neben den unter Nr. 4. beſtimmten Sätzen wird noch der Be⸗ 
trag des nach den Beſtimmungen der Stempelgeſetze zu berechnenden 
Werthſtempels erhoben. g 
Wird auf erhobene Beſchwerde das Urtheil, durch welches der 
Zuſchlag ertheilt worden iſt, aufgehoben und der Zuſchlag verſagt, fo 
ſind die nach Nr. 4. berechneten Koſten und Stempel niederzuſchlagen. 
5) Für das Kaufgelderbelegungs verfahren einſchließlich der auf Grund des⸗ 
ſelben zu ertheilenden Ausfertigungen und Löſchungen beim Hypotheken⸗ 
buche, jedoch ausſchließlich der Eintragung etwaiger Kaufgelderrück⸗ 
ſtände und des Aufgebots der bei der Kaufgeldervertheilung gebildeten 
Spezialmaſſen: 
a) von dem Betrage bis 200 Rthlr., von je 10 Rthlrn. . 10 Sgr., 
p) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr., von je 10 Rthlrn. 3 
e) von dem Mehrbetrage bis 2000 Rthlr., von je 100 Rthlrn. 15 
d) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr Dow 


§. 2. 
Wenn in einem und demfelben Verfahren mehrere Grundſtücke, Gerech⸗ 
tigkeiten, Schiffe ꝛc. zur Subhaſtation gezogen werden, ſo ſind die Sätze zu 1. 
2. 3. und 5. im §. 1. nach der Summe des Werthes derſelben, die Sätze zu 4. 
aber nach der Summe des Werthes der jedem einzelnen Meiſtbietenden zuge⸗ 
ſchlagenen Gegenſtände zu berechnen. 5 


§. 3. 
Die Beträge ſind nach dem Meiſtgebote, wenn es aber nicht zur Ver⸗ 
ſteigerung kommt,, 

a) in denjenigen Fällen, in welchen die vom Bieter zu beſtellende Sicher⸗ 
heit nach dem Grundſteuer⸗Reinertrage oder Gebäudeſteuer⸗Nutzungs⸗ 
werthe beſtimmt wird, nach dem zehnfachen Betrage dieſer Sicherheit, 

b) in allen anderen Fällen nach der Summe zu berechnen, welche der 
Subhaſtationsrichter auf Grund der bei den Akten befindlichen Nach⸗ 
richten zum Zwecke der Koſtenberechnung als Werth des Gegenſtandes 
der Subhaſtation feſtſetzt. a 

Erreicht das Meiftgebot nicht / der Werthe zu a. und b., ſo iſt der 

» letztere Betrag — */ diefer Werthe — bei Berechnung der Sätze zu 1. 3. und 4. 
im F. 1. zum Grunde zu legen. N 

Soweit in dem letzteren Falle das Kaufgeld zur Berichtigung der aus der 

Maſſe vorweg zu entnehmenden, durch Koſtenvorſchuß nicht gedeckten Koſten zu 

1. und 3. im §. 1. unzureichend iſt, bleibt der Erſteher für den überſchießenden 

Betrag derſelben verhaftet. 5 | : 
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(Nr. 7353.) Allerhöchſter Erlaß vom 22. Februar 1869., betreffend die Verleihung der N 
fiskaliſchen Vorrechte an die Gemeinden Niederjöllenbeck und Oberjöllen- j 
beck und an das Amt Schildeſche, im Kreiſe Bielefeld, Regierungsbezirks | 
Minden, für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde - Chauffec | 
von Schildeſche über Jöllenbeck und Sewings Hof bis zur Grenze des : 
Amtes Spenge. ; 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Gemeinde⸗ | 
Chauſſee von Schildeſche über Jöllenbeck und Sewings Hof bis zur Grenze des | 
Amtes Spenge, im Kreiſe Bielefeld, Regierungsbezirks Minden, genehmigt habe, | 
verleihe Ich hierdurch den Gemeinden Niederjöllenbeck und Oberjöllenbeck und dem | 
Amte Schildeſche das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen 
Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unter- 
haltung - Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den genannten 
Gemeinden und dem Amte Schildeſche gegen Uebernahme der künftigen hale 
mäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
eld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die 
Sarena en, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorfchriften, 
wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werde, 
hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 7 
1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die ge⸗ 
dachte Straße zur Anwendung kommen. =. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. a 


Berlin, den 22. Februar 1869. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerel 
(R. v. Decker). 


